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Die – zum Teil rückwirkende – Umsatzsteuerpflicht für Provisionen
hat viele Finanzdienstleister verunsichert. Aktuell liegen neue
Richtlinien für 2005 sowie ein ergänzendes Schreiben des
Bundesfinanzministeriums vor, die für Klarheit sorgen sollen. 

Umsatzsteuer auf Provisionen 

F ür viele Vermittler und Vertriebs-
unternehmen stand das Jahr 2004
im Zeichen der steuerlichen Ver-

unsicherung in eigener Sache. Der
Bundesfinanzhof, das oberste deutsche
Finanzgericht, hatte in einem Urteil
vom 9. Oktober 2003 zur Kreditver-
mittlung die Ansicht vertreten, dass ei-
ne – umsatzsteuerbefreite – Vermitt-
lungsleistung nur dann vorliegen kön-
ne, wenn eine unmittelbare Vertrags-
beziehung entweder zum Kunden oder
zum Produktgeber bestehe. 

Zugleich machte er deutlich, dass
diese Aussage gegebenenfalls auch auf
andere Produkte wie Wertpapiere, An-
teile an offenen und geschlossenen
Fonds, Bausparverträge und Versiche-
rungen ggf. übertragen werden müss-
ten (siehe Cash● 7-8/2004).

Einzelfall – oder nicht?
Diese Aussagen wurden unterschied-
lich interpretiert. Während manche
meinten, es handele sich um eine Ein-
zelfallentscheidung, mussten andere
die Erfahrung machen, dass ihr Fi-
nanzamt jene Rechtsprechung zum
Anlass nahm, die bisher unangefochten
als umsatzsteuerfrei behandelten Ver-
gütungen mit Umsatzsteuer zu belas-
ten. Dies teilweise auch rückwirkend
für die Vergangenheit. Schnell kursier-

ten auch Gerüchte um – angebliche –
Patentrezepte von einzelnen Markt-
teilnehmern in Form neuer Vertrags-
gestaltungen, mit denen die Proble-
matik völlig umgangen werden könne. 

Tatsächlich erwiesen sich viele dieser
vermeintlichen Wundermittel als zwei-
felhaft. Die intensive Fachdiskussion
auf dem 3. Bundeskongress Finanz-
dienstleistung in Hamburg ergab, dass
aufgrund der zahlreichen ungeklärten
Rechtsbegriffe in diesem Zusammen-
hang nur eine sorgfältige fachliche Be-
trachtung jedes Einzelfalls vor Nach-
teilen schützen kann, wenn es zur Dis-
kussion mit dem Finanzamt kommt.

Gleichzeitig wurde zu Recht von al-
len Marktteilnehmern und Berufsver-
bänden die Verantwortung der Politik
angemahnt, hier klare und verständli-
che Leitlinien für die Praxis zu schaffen
und auch das Problem der rückwir-
kenden Besteuerung vernünftig zu re-
geln, um nicht den einzelnen betroffe-
nen Finanzdienstleister in einer aus-
ufernden Diskussion um die Interpre-
tation von Rechtsbegriffen mit seinem
zuständigen Finanzamt im Regen ste-
hen zu lassen (siehe dazu die Bericht-
erstattung in Cash● 11/2004 und die
dortige Argumentationscheckliste).

Die gemeinsamen Bemühungen ha-
ben erste Früchte getragen, welche die

Problematik zumindest teilweise ge-
klärt haben. Die gute Nachricht vorab:
Entsprechend eines Schreibens des
Bundesfinanzministeriums vom 13. De-
zember 2004 an die obersten Finanz-
behörden der Länder ist es „nicht zu
beanstanden, wenn vor dem 1. 7. 2005
erbrachte Vermittlungsleistungen nach
§ 4 Nr. 8 b-g UStG – bei Vorliegen der
übrigen Tatbestandsvoraussetzungen –
als steuerfrei beurteilt worden sind bzw.
werden, obwohl die vom BFH in dem
oben genannten Urteil geforderte Vor-
aussetzung, dass die Leistung an eine
Partei des Vertrages erbracht und von
dieser als eigenständige Mittlertätig-
keit vergütet wird, nicht erfüllt ist“.

Schonfrist eingeräumt
Im Klartext: Soweit aufgrund des oben
dargestellten Urteils des BFH Provi-
sionen und Vergütungen im mehrstufi-
gen Vertriebsformen allein deshalb
nicht (mehr) umsatzsteuerbefreit sind,
weil die Vergütung nicht unmittelbar
vom Produktgeber oder Kunden be-
zahlt wird, ist für die Vergangenheit
und im Rahmen einer „Schonfrist“ bis
zum 1. Juli 2005 von der bisherigen
Umsatzsteuerbefreiung auszugehen. 

Diejenigen, bei denen das Finanzamt
unter Verweis auf die BFH-Rechtspre-
chung das Argument der nicht un-
mittelbar vom Produktgeber bzw. Kun-
den gezahlten Vergütung in Feld führt,
sollten auf dieses BMF-Schreiben (Az
IV A6 – S7160 a – 2604) verweisen. Es
wird im Bundessteuerblatt, dem amt-
lichen Mitteilungsorgan aller Finanz-
behörden, veröffentlicht. 

Von Thomas Zacher
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Jeder Betroffene muss aber daran
denken, dass diese Übergangsregelung
zum 1. Juli 2005 ausläuft. Mittelbar ist
im Gegenschluss aus diesem Schreiben
abzuleiten, dass die Finanzverwaltung
nach diesem Stichtag das Argument
der fehlenden unmittelbaren Vertrags-
respektive Vergütungsbeziehung ge-
gen die Umsatzsteuerbefreiung von
Vermittlungsleistungen benutzen wird.

Auch in einem zweiten Punkt hilft
das Schreiben nicht weiter. Unabhän-
gig von der „Unmittelbarkeit“ der Ver-
tragsbeziehungen richtet die Finanz-
verwaltung auch ein stärkeres Augen-
maß darauf, ob nach ihre Ansicht tat-
sächlich die „reine“ Vermittlung oder
andere Dienstleistungen, wie etwa
Kundenbetreuung, allgemeine Pro-
duktberatung oder Vermögensstruk-
turplanung vergütet werden. 

Winkelzüge des Fiskus
Gerade bei komplexen oder kombi-
nierten Dienstleistungen gegenüber
dem Kunden ist es zu einer beliebten
Argumentation der Finanzämter ge-
worden, dass tatsächlich keine Ver-
mittlungsleistung vorliege, sondern an-
derweitige Dienstleistungen, auf die
selbstverständlich die „normale“ Um-
satzsteuer anfiele. Entsprechendes gilt
für Dienstleistungen innerhalb des Ver-
triebes, etwa Organisation, Mitarbei-
terführung oder Mitarbeiterschulung,
welche in strukturierten Vertriebssys-
temen oftmals (mit-)vergütet werden.

Diese Problematik wurde zwar nicht
im Urteil vom 9. Oktober 2003 (erst-
mals) angesprochen. Etliche Finanz-
ämter haben sie aber nach diesem Ur-
teil im Rahmen der Überprüfung der
Umsatzsteuerpflicht – wo sie schon
einmal dabei waren – zusätzlich ins
Feld geführt, um eine solche Pflicht nä-
her zu begründen. 

In diesem Punkt hilft das BMF-
Schreiben also nicht weiter. Argumen-
tationshilfen zu diesem Thema kann
der Finanzdienstleister allerdings in
den neuen amtlichen Umsatzsteuer-
richtlinien für das Jahr 2005 finden. 

In Abschnitt 66 der Richtlinien wird
zur Vermittlung von Gesellschaftsan-
teilen (etwa Anteilen an geschlossenen
Fonds) ausgeführt, dass es ausreicht,
dass der Finanzleister gegenüber der
Gesellschaft oder dem zukünftigen Ge-
sellschafter den Abschluss nachweist
oder „sonst das Erforderliche tut, da-
mit der Vertrag über den Erwerb der
Gesellschaftsanteile zustande kommt.“ 

Eine Umsatzsteuerbefreiung soll nur
dann ausscheiden, wenn lediglich ei-
nem anderen Finanzdiensleister Unter-
vermittler zugeführt werden. Diese
recht offene Interpretation durch die

Finanzverwaltung selbst kann gegen-
über der allzu einengenden Auffas-
sung mancher Betriebsprüfer oder Fi-
nanzbeamter genutzt werden, welche
vielfach unter „vermitteln“ lediglich
„verkaufen“ im engeren Sinne verste-
hen möchten. Auch für andere Ver-
mittlungsleistungen sollte hierauf ver-
wiesen werden. 

Speziell für den Versicherungsbe-
reich ist die Aussage in Abschnitt 75
der neuen USt-Richtlinien, dass auch
Bestandspflegeleistungen bzw. die da-
für gezahlten Provisionen berufsty-
pisch und damit umsatzsteuerbefreit
seien, sicherlich von besonderem Inter-
esse. Wenn also entsprechende Vergü-
tungen für die Betreuung von Kunden
bei der Durchführung, Änderung oder
Abwicklung von Verträgen gezahlt
werden, kann vom Finanzamt nicht
mehr argumentiert werden, dass hier-
bei das beratende Element gegenüber
der spezifischen Vermittlungsleistung
im Vordergrund stünde und deshalb
Umsatzsteuer erhoben werden müsste. 

Auch dieser Aspekt kann argumen-
tativ ebenso bei anderen Produkten
verwendet werden, bei denen zuneh-
mend ebenfalls Provisionen gestreckt
und (auch) bezogen auf die weitere
Kundenbetreuung gezahlt werden –
wie etwa bei Fondsanteilen. Es dürfte
der Finanzverwaltung schwerfallen, zu
begründen, warum die spätere Betreu-
ung eines Lebensversicherungskunden
entsprechend ihrer Richtlinie aus-
drücklich umsatzsteuerbefreit ist, die
eines Fondskunden aber umsatzsteu-
erpflichtig sein sollte. 

Neue Spielregeln
Mit diesen neuen Festlegungen ist für
die Branche einiges erreicht, wenn
auch noch nicht alles geklärt. Nach
Ablauf der Übergangsfrist zum 1. Juli
2005 wird man sich für die Zukunft auf
folgende Leitlinien einstellen müssen: 

■ Bei mehrstufigen Vertriebsformen
fordert die Finanzverwaltung (unab-
hängig vom Produkt) eine unmittelba-
re Vertragsbeziehung entweder zum
Produktgeber oder zum Kunden, auf-
grund derer die Provision oder sonsti-
ge Vergütung gezahlt wird. Folgt der
Vergütungsanspruch nicht aus einer
derartigen Vereinbarung, ist er um-
satzsteuerpflichtig. Diese nun von der
Finanzverwaltung zementierte Auffas-
sung muss nicht das letzte Wort sein, da
die europarechtlich begründeten Um-
satzsteuerrichtlinien und auch die bis-
herige Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) in eine
andere Richtung weisen. Dabei wird
man sich aber auf einen förmlichen
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Streit mit der Finanzverwaltung ein-
stellen müssen, wobei im Falle von
Einspruch und Klage unter Verweise
auf die Rechtsprechung des EuGH
„Aussetzung der Vollziehung“, das
heißt eine vorläufige Nichterhebung
der Umsatzsteuerschuld bis zur Klä-
rung dieser Rechtsfrage, beantragt
werden kann. 

■ Wer dies vermeiden will, sollte seine
Vertragslage kritisch überprüfen. Die
Vertragsbeziehung sollte so gestaltet
werden, dass Vermittlungsleistung und
Vergütung unmittelbar vom Produkt-
geber (wenn nicht vom Kunden) ge-
zahlt werden. Viele große Produktge-
ber haben allerdings wenig Neigung,
mit einer Vielzahl einzelner Vertrags-
partner zu arbeiten und bevorzugen da-
her einfach zu handhabende Vertrags-
gestaltungen mit einem zentralen An-
sprechpartner. Um diesem Erfordernis
Rechnung zu tragen, zugleich aber die
Umsatzsteuerfreiheit zu retten, sind
Vertragsgestaltungen möglich, die zum
Teil auch bereits in der Praxis umge-
setzt wurden. So ist es etwa denkbar,
dass die bisherige Vertriebsspitze die
einzelnen Finanzdienstleister vor Ort
nicht als Untervertriebe verprovisio-

niert, sondern rechtlich unmittelbar
Vertragspartner und Vergütungsemp-
fänger des Produktgebers werden. Die-
ser bleibt jedoch weiterhin dadurch
entlastet, dass der bisherige „Oberver-
trieb“ das komplette Handling als
Dienstleistung übernimmt (mit ent-
sprechender umsatzsteuerrechtlicher
Folge, aber auch entsprechendem Vor-
steuerabzug), die eigentliche Vermitt-
lungsprovision abzüglich der Kosten
für die Führungs- und Koordinations-
leistungen aber weiterhin umsatzsteu-
erbefreit bleiben. Der Produktgeber
hat dabei in der Abwicklung weiterhin
nur einen zentralen Ansprechpartner,
der Finanzdienstleister seine Umsatz-
steuerfreiheit bewahrt. 

■ Einer allzu einengenden Interpreta-
tion des Begriffs „vermitteln“ kann
nun mit zusätzlichen Argumenten aus
den Umsatzsteuerrichtlinien 2005 ent-
gegengetreten werden, im Übrigen
ebenfalls den Leitlinien der Recht-
sprechung des EuGH. Weiterhin bleibt
die Empfehlung, in Zweifelsfällen eher
eine eigene Trennung von umsatzsteu-
erfreien Vermittlungsvergütungen und
unrettbar steuerpflichtigen sonstigen
Dienstleistungen vorzunehmen, anstatt

Gefahr zu laufen, dass der Betriebs-
prüfer des Finanzamtes pauschal die
Gesamtvergütung der Umsatzsteuer-
pflicht unterwirft oder mangels Fach-
kunde und im Interesse des Fiskus ei-
gene Aufteilungsmaßstäbe ansetzt.

Fazit: Die neuen Regeln zeigen, dass
mit einem geschlossenen Auftreten der
Branche etwas bewegt werden kann –
auch in der Fiskalpolitik. In vielen Fra-
gen ist jetzt jedenfalls Klarheit ge-
schaffen, die Übergangsregelung ist
angemessen. Wer in Zweifelsfällen
beim Finanzamt auf Granit beißt, soll-
te nicht kampflos aufgeben, sondern
mit Rückendeckung des EuGH dafür
kämpfen, dass auch steuerlich die über-
holte Gleichung von „vermitteln = ver-
kaufen“ nicht aufgeht. 

Absolute- und Total-Return-Fonds:
Beschränken sich nicht darauf, ei-
nen Vergleichsindex zu schlagen,
sondern streben an, in jeder Markt-
phase Erträge zu erzielen. Dazu
kann der Fondsmanager in meh-
rere Assetklassen wie beispiels-
weise Aktien, Renten und andere
Anlageinstrumente investieren und
deren Gewichtung frei wählen so-
wie die Anlagehöchstgrenzen fle-
xibel anpassen. 
Agio: Aufschlag auf den Preis beim
Kauf eines Fondsanteils, eines
Wertpapiers oder einer Devise.
Asset Allocation: Die strukturierte
Anordnung und Mischung ver-
schiedener Anlageformen auf der
Basis eines bestimmten Anlage-
konzeptes.
Baisse: Phase, in welcher die Kur-
se an der Börse auf breiter Front
fallen. Gegensatz: Hausse. 
Bottom-up: Aktien-Anlagestrategie,
wonach zuerst einzelne Unter-
nehmen nach Wachstumspotenzi-
alen analysiert werden. Danach
werden die Chancen in der Bran-
che und im Gesamtmarkt abge-
glichen und über den Kauf der Ak-
tie entschieden. 
Cash Flow: Saldo von Zu- und Ab-
fluss von Geldmitteln eines Unter-
nehmens, nicht zu verwechseln
mit dem Bilanzgewinn (oder -ver-
lust). 
Growth: Steht für an zukünftiges
Wachstum orientierte Anlagen. Bei

einem Growth-Unternehmen
kommt es nicht so sehr auf die Er-
gebnisse der Vergangenheit an,
sondern auf zukünftige Gewinn-
chancen. Aktien von Growth-Unter-
nehmen sind meist höher bewer-
tet, da sie nicht den aktuellen
Wert des Unternehmens, sondern
einen zukünftig wahrscheinlichen
Wert widerspiegeln.
Hausse: Phase, in welcher die
Kurse an der Devisen-, Wertpapier-
oder Rohstoffbörse auf breiter
Front steigen. Gegensatz: Baisse. 
Indexzertifikate: Von Bankhäu-
sern emittierte Wertpapiere, die in
der Regel einen Aktienindex, zum
Beispiel den Deutschen Aktienin-
dex Dax oder den Dow Jones Eu-
ro Stoxx 50, genau nachbilden.
Daher werden Indexzertifikate
auch als „Aktienkörbe“ (engl.
„stock basket“) bezeichnet. Sie
können börsentäglich ge- und ver-
kauft werden.
ISIN: International Security Identi-
fication Number. Internationales
System für Wertpapierkennnum-
mern. Löst die bisherigen natio-
nalen Nummerierungssysteme ab.
ISIN-Angaben umfassen doppelt
so viele Zahlen wir etwa das bis-
herige deutsche Wertpapierkenn-
nummernsystem.
Kurs-Gewinn-Verhältnis: Beschreibt
das Verhältnis von aktuellem Börsen-
kurs zur Dividende einer Aktie.
Länderfonds: Investmentfonds, die

die Anlegergelder nur in Wertpa-
piere aus einem bestimmten aus-
gewählten Land investieren. 
Neighborhood Shopping Center:
US-amerikanisch, Einkaufszentrum
für Güter des täglichen Bedarfs
und ergänzende Dienstleistungen.
Ankermieter ist üblicherweise ein
Supermarkt. 
Reit: Real Estate Investment Trust.
Eine US-Aktiengesellschaft, die Ak-
tien an Kapitalanleger ausgibt, das
Anlegergeld überwiegend in Im-
mobilien oder Immobilienrechte in-
vestiert und dabei Steuervorteile
nach US-amerikanischem Steuer-
recht nutzt. 
Stockpicking: Strategie bei der Ak-
tienanlage. Sie ist darauf ausge-
richtet, spezielle, einzelne Werte
zu erwerben mit dem Ziel, dass
diese sich besser entwickeln als
der Gesamtmarkt. 
Super Regional Shopping Center:
US-amerikanisch, großes Einkaufs-
zentrum ab einer Gesamtfläche
von etwa 300.000 Quadratme-
tern, an welches mindestens drei
Kaufhäuser angeschlossen sind
und welches die gesamte Pro-
duktpalette der Lebenshaltung ab-
deckt. 
Top-down-Ansatz: Management-
methode für Investmentfonds; zur
Wertpapierauswahl analysiert das
Fondsmanagement zuerst die Ge-
samtwirtschaft (Konjunktur), unter-
sucht dann einzelne Branchen und

kommt schließlich zur einzelnen
Unternehmensbetrachtung. 
Value: Steht für wertorientierte
Anlagen. Ein Value-Unternehmen
sollte in der Vergangenheit konti-
nuierlich gute Gewinne erwirt-
schaftet haben, aktuell eine gesi-
cherte Marktposition innehaben
und zukünftig attraktive Gewinn-
aussichten aufweisen. Außerdem
sollte der Aktienkurs eines Unter-
nehmens unterbewertet sein. Da-
bei spielen ein geringes Kurs-Ge-
winn-Verhältnis, eine attraktive Di-
videndenrendite oder ein niedriges
Kurs-Buchwert-Verhältnis eine
wichtige Rolle.
Volatilität: Kennzahl für die Hef-
tigkeit, mit welcher der Börsenkurs
eines Wertpapiers in einem be-
stimmten Zeitraum schwankt. 
Zillmerung: Rechenverfahren aus
der Buchhaltung eines Lebensver-
sicherungsunternehmens, zurück-
gehend auf den Versicherungsma-
thematiker August Zillmer (1831
bis 1893). Die vom Versicherten
zu tragenden Abschlusskosten
(Provision, ärztliche Untersuchung
etc.) werden diesem zu Beginn der
Vertragslaufzeit wie ein Kredit voll
belastet. Er tilgt sie erst allmählich
bei gleichbleibender laufender
Prämie bis zum Ende der Vertrags-
laufzeit. Dadurch ist der Rück-
kaufswert der Lebensversicherung
in der Anfangsphase geringer als
die Summe der gezahlten Prämien. 

Lexikon der im Heft verwendeten Fachbegriffe


